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Aufhebung der Vollziehung gemäß § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO; Abgrenzung zur einstweiligen Anord-
nung gemäß § 123 VwGO; Vollzug bei rechtsgestaltenden Verwaltungsakten; Verhältnis von § 80 
Abs. 5 S. 3 zu § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO. 

Straßenrecht: Anforderungen an die Einziehung von Kreuzungsbereichen. 

§§ 80, 123 VwGO; § 41 VwVfG; Art. 14 GG 

 

Vorbereitendes Gutachten 

A. Zulässigkeit des Antrags 

I. Der Verwaltungsrechtsweg, der auch bei der Anrufung der Verwaltungsgerichte um die Gewährung 
vorläufigen Rechtsschutzes gegeben sein muss (Redeker/v. Oertzen, VwGO, 14. Aufl. 2004, § 40 Rdnr. 
1; Kopp/Schenke, VwGO, 14. Aufl. 2005, § 40 Rdnr. 2; Schoch Jura 2002, 37, 39 f.), ist vorliegend ge-
mäß § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO eröffnet: Die im Streit befindliche Sperrung der Kleiststraße im Kreuzungs-
bereich mit der Mittelstraße ist getroffen worden im Zusammenhang mit der Teileinziehung der Mit-
telstraße. Diese Maßnahme ist gestützt auf die öffentlich-rechtliche Vorschrift des § 8 des Landesstraßen-
gesetzes (LStrG), sodass eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit i.S.v. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO vorliegt. 

II. Statthafte Antragsart könnte die einstweilige Anordnung gemäß § 123 VwGO sein. Als Auffangtat-
bestand vorläufigen Rechtsschutzes greift sie ein, wenn der Rechtsschutz nicht nach den §§ 80 und 80 a 
VwGO, insbesondere durch das Aussetzungsverfahren gemäß § 80 Abs. 5 VwGO zu gewähren ist (Ab-
grenzungsregel des § 123 Abs. 5 VwGO; ferner OVG Schleswig NVwZ-RR 2001, 205, 206; 
Kopp/Schenke § 123 Rdnr. 4; Redeker/v. Oertzen § 123 Rdnr. 1; Sydow Jura 2002, 196, 197; Schoch Ju-
ra 2002, 318, 320). Demnach wird die einstweilige Anordnung dann vom Aussetzungsverfahren gemäß § 
80 Abs. 5 VwGO verdrängt, wenn sich der Antragsteller gegen den Vollzug eines Verwaltungsakts wehrt, 
gegen den in der Hauptsache die Anfechtungsklage zu erheben ist. In der Situation der übrigen Klagear-
ten ist dagegen die einstweilige Anordnung gemäß § 123 VwGO (im Normenkontrollverfahren: § 47 Abs. 
6 VwGO) statthaft. 
Im Rahmen der danach erforderlichen Abgrenzung ist zunächst unschädlich, dass sich der Antragsteller 
nicht ausdrücklich auf eine der beiden Rechtsschutzformen festgelegt hat, sondern statt dessen schlicht-
weg um „vorläufigen Rechtsschutz“ nachgesucht hat. Gemäß § 88 VwGO ist nämlich das Gericht ohne-
hin nicht an die Fassung der Anträge, sondern nur an das Begehren gebunden. In diesem Zusammenhang 
ist das Gericht grundsätzlich sogar berechtigt, einen ausdrücklichen Antrag nach § 123 Abs. 1 VwGO als 
Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO oder umgekehrt zu behandeln (Kopp/Schenke a.a.O.; Arndt/Uhlenbrock 
Jura 2002, 488, 489; Schoch Jura 2002, 37, 41). Ob Letzteres auch im Falle anwaltlicher Vertretung gilt 
(zweifelnd Kopp/Schenke § 88 Rdnr. 3 a.E. für die Umdeutung von Klageanträgen), braucht hier nicht 
entschieden zu werden. Im vorliegenden Fall handelt es sich nämlich um bloße Auslegung und nicht um 
Umdeutung, da sich der Prozessbevollmächtigte des Antragstellers gerade nicht auf eine bestimmte An-
tragsart festgelegt hat. Allein der Umstand dass er – im Rahmen der Antragsbegründung – in erster Linie 
den Rechtsstandpunkt vertritt, ein zu vollziehender Verwaltungsakt (hier die vollständige Einziehung des 
Kreuzungsbereichs) liege überhaupt nicht vor, bedeutet noch keine ausdrückliche Festlegung auf einen 
Anordnungsantrag nach § 123 VwGO. Folglich hat das Gericht von Amts wegen die Verfahrensart nach 
dem erkennbaren Ziel des Begehrens zu bestimmen. 

Im vorliegenden Fall könnte für eine einstweilige Anordnung sprechen, dass der Antragsteller ein positi-
ves Tun der Antragsgegnerin (Beseitigung der Straßensperren) verlangt, was in der Hauptsache mit der 
allgemeinen Leistungsklage durchzusetzen sein könnte. Jedoch gilt die Subsidiarität der einstweiligen 
Anordnung nicht nur gegenüber dem Aussetzungsverfahren i.e.S. (§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO: Anordnung 
oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs), sondern auch gegenüber ei-
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nem Begehren auf Aufhebung der Vollziehung gemäß § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO (Kopp/Schenke § 123 
Rdnr. 4; Schliesky/Han-sen JuS 1998, 49, 50). Dies entspricht auch der systematischen Anbindung der 
einstweiligen Rechtsschutzform zur Rechtsschutzform des Hauptsacheverfahrens. § 80 Abs. 5 S. 3 
VwGO entspricht insoweit dem Folgenbeseitigungsantrag als Annexantrag zum Anfechtungsantrag ge-
mäß § 113 Abs. 1 S. 2 VwGO. Zwar kann ein (Vollzugs-) Folgenbeseitigungsanspruch neben der Gel-
tendmachung im Verfahren nach § 113 Abs. 1 S. 2 VwGO auch durch selbstständige Leistungsklage ver-
folgt werden (Kopp/Schenke § 113 Rdnr. 94). Diese Zweispurigkeit gilt jedoch wegen der eindeutigen 
Abgrenzungsregel des § 123 Abs. 5 VwGO nicht für das vorläufige Rechtsschutzverfahren. Im Übrigen 
wäre (im Hauptsacheverfahren) ein selbstständiger Leistungsantrag erst nach rechtskräftiger Aufhebung 
des vollzogenen Verwaltungsaktes sachdienlich, da er anderenfalls mangels Fälligkeit abgewiesen werden 
müsste. 
Auch im vorliegenden Fall kommt in Betracht, dass das Begehren des Antragstellers auf Aufhebung der 
Vollziehung eines Verwaltungsakts gemäß § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO gerichtet ist. 

Anm.: Die Sonderregelungen des § 80 a VwGO greifen hier schon deshalb nicht ein, weil die Einziehung 
als adressatenlose Regelung von dieser Vorschrift nicht erfasst wird. Nach § 80 a VwGO muss 
der Verwaltungsakt jeweils gegen den Begünstigten oder Belasteten „gerichtet“ sein (vgl. Rede-
ker/v. Oertzen § 80 a Rdnr. 2). 

1. Voraussetzung dafür ist zunächst, dass die Teileinziehung ein Verwaltungsakt ist. Die Teileinziehung 
(§ 8 Abs. 1 S. 2 LStrG) bezieht sich im Gegensatz zur Volleinziehung (§ 8 Abs. 1 S. 1 LStrG) nur auf ei-
nen Teil des Verkehrs, z.B. den Fahrzeugverkehr (vgl. auch Marschall/Schroeter/Kastner, BFernStrG, 5. 
Aufl. 1998, § 2 Rdnr. 71 ff.). Handelt es sich demnach um eine Modalität der Einziehung, ist die Teilein-
ziehung ebenso wie die Volleinziehung Verwaltungsakt in Form der Allgemeinverfügung gemäß § 35 S. 
2 VwVfG (Marschall/Schroeter/Kastner § 2 Rdnr. 81; Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 6. Aufl. 2001, § 35 
Rdnr. 234; Kopp/Schenke Anh. § 42 Rdnr. 55; Kopp/Ramsauer, VwVfG, 9. Aufl. 2005, § 35 Rdnr. 108). 

2. Bei den vom Antragsteller angegriffenen Maßnahmen müsste es sich um eine Vollziehung dieses 
Verwaltungsakts handeln. 

a) Eine Vollziehung könnte bereits deshalb ausgeschlossen sein, weil es sich bei der Einziehungsverfü-
gung um einen rechtsgestaltenden Verwaltungsakt handelt. Bei derartigen Verwaltungsakten ist ein 
Vollzug i.S.d. Verwaltungsvollstreckungsrechts (Ersatzvornahme, Zwangsgeld, unmittelbarer Zwang) 
nicht möglich und auch nicht nötig, da die unmittelbare Rechtsfolge des Verwaltungsakts – die Rechts-
gestaltungswirkung – bereits mit dessen Erlass eintritt, es daher irgendwelcher Zwangsmittel zur Herbei-
führung der Rechtsfolge nicht bedarf. Wie sich jedoch aus § 80 Abs. 1 S. 2 VwGO ergibt, sind auch 
rechtsgestaltende Verwaltungsakte der aufschiebenden Wirkung und damit eines Vollzugs fähig. § 80 
VwGO geht daher von einem weiteren Vollzugsbegriff aus. Der Vollzug erfasst danach nicht nur Voll-
streckungsmaßnahmen, sondern auch alle sonstigen Maßnahmen, die auf die Verwirklichung des Verwal-
tungsakts (einschließlich des privaten Gebrauchmachens durch den Begünstigten) gerichtet sind (Fin-
kelnburg/Jank, Vorläufiger Rechtsschutz im Verwaltungsstreitverfahren, 4. Aufl. 1998, Rdnr. 641; 
Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 28). Sperrmaßnahmen, wie sie die Antragsgegnerin getroffen hat, dienen ohne 
weiteres der praktischen Verwirklichung einer auf Ausschluss des Fahrzeugverkehrs gerichteten Teilein-
ziehung. Vom Grundsatz her können sie daher als Vollziehungsmaßnahmen i.S.d. § 80 Abs. 5 S. 3 
VwGO angesehen werden. 

b) Entscheidend ist, ob diese Maßnahmen vom räumlichen Geltungsbereich der Einziehungsverfügung er-
fasst werden. Die angegriffenen Maßnahmen sind auf eine Sperrung des Durchgangsverkehrs der Kleist-
straße im Kreuzungsbereich mit der Mittelstraße gerichtet. Vollzugsmaßnahmen der Einziehung können 
sie daher nur sein, wenn diese auch die Kleiststraße hinsichtlich des Kreuzungsbereiches miterfasst. 

Eine ausdrückliche Einziehung der Kleiststraße ist nicht erfolgt. Insbesondere ist sie in der Einziehungs-
verfügung nicht genannt worden. Die Einziehung der Kleiststraße hinsichtlich des Kreuzungsbereiches 
könnte aber konkludent erfolgt sein, was durch Auslegung analog § 133 BGB zu ermitteln ist (Stel-
kens/Bonk/Sachs § 35 Rdnr. 43). 

aa) Für die Einbeziehung des Kreuzungsbereiches in den Geltungsbereich der Teileinziehung spricht 
schon, dass dieser in den Plänen der Antragsgegnerin als einzuziehende Fläche ausgewiesen war. Weiter-
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hin spricht der erkennbare Sinn der Fußgängerzone für die Einbeziehung des Kreuzungsbereiches, da an-
derenfalls der Fußgängerverkehr erheblich gestört wäre. Vor allem aber spricht der Umstand, dass erklär-
termaßen der Fahrzeugverkehr der August-Bebel-Straße auch im Kreuzungsbereich mit der Mittelstraße 
aufrechterhalten bleiben sollte, dafür, dass die beiden anderen Kreuzungsbereiche miteingezogen werden 
sollten; anderenfalls hätte man auch hier entsprechende ausdrückliche Einschränkungen erwarten können. 
Eine Auslegung spricht daher für die Einbeziehung des Kreuzungsbereichs. 

bb) Damit ist allerdings noch nicht zwingend die Frage entschieden, ob der Kreuzungsbereich insgesamt 
gemeint ist, d.h. sowohl hinsichtlich der Fahrtrichtungen der Mittelstraße als auch des diesbezüglichen 
Teils der Kleiststraße, oder ob lediglich der Fahrzeugverkehr in Fahrtrichtung der Mittelstraße als betrof-
fen anzusehen ist (so die Ansicht des Antragstellers). Im letzteren Fall wäre die Kreuzung als Bestandteil 
der Kleiststraße nach wie vor öffentliche Straße und einem unbeschränkten Verkehr gewidmet. Ob das 
eine oder das andere der Fall ist, muss ebenfalls durch Auslegung ermittelt werden. Dabei ist zunächst 
wiederum auf den Sinn und Zweck der Fußgängerzone abzustellen, nämlich einen vom Fahrzeugverkehr 
möglichst ungestörten Stadt- und insbesondere Einkaufsbummel zu ermöglichen. Dieser Zweck würde 
nicht nur durch den Fahrzeugverkehr in gleiche Richtungen, sondern auch durch den Querverkehr infrage 
gestellt. Gerade dieser stellt – sogar mehr noch als der Verkehr in gleiche Richtungen – eine besondere 
Gefahrenquelle für die Fußgänger dar, wie auch die Unfallstatistik der Antragsgegenerin belegt hat. Be-
reits dies spricht für eine vollständige Einziehung des Kreuzungsbereichs. Außerdem hätte man, hätte der 
Querverkehr aufrechterhalten werden sollen, erwarten können, dass er – ebenso wie bei der August Bebel 
Straße geschehen – ausdrücklich von den Beschränkungen ausgenommen wird. Gegen eine vollständige 
Einziehung des Kreuzungsbereichs durch eine einheitliche Verfügung würde allerdings sprechen, wenn es 
insoweit einer separaten Einziehung der Kleiststraße, also einer doppelten Entwidmung bedurft hätte. 
Zwar betrifft diese Frage unmittelbar nur die Rechtmäßigkeit und nicht den Regelungsgehalt der Maß-
nahme. Bei mehreren denkbaren Auslegungsmöglichkeiten ist jedoch im Zweifel diejenige Auslegungsal-
ternative vorzugswürdig, die mit dem Gesetz im Einklang steht, da man der Behörde den Willen zur Ge-
setzestreue unterstellen darf (Kopp/ Ramsauer § 35 Rdnr. 17 m.w.N.). Eine separate Einziehung beider 
Verkehrswege wäre vorliegend dann erforderlich, wenn beide (sich kreuzenden) Straßen in der Baulast 
verschiedener Körperschaften stünden. Würde in einem solchen Fall der Träger der Straßenbaulast den 
Kreuzungsbereich insgesamt, d.h. auch für den „Querverkehr“ einziehen, so würde er damit in die Kom-
petenz der jeweils anderen Körperschaft eingreifen. Dies ist hier aber nicht der Fall, da sowohl die Mit-
telstraße als auch die Kleiststraße als Gemeindestraßen in der Baulast der Stadt Neuenburg stehen (s. Nr. 
5 des Bearbeitungsvermerks) und die Antragsgegnerin daher zur Einziehung beider Verkehrswege durch 
einheitliche Verfügung durchaus berechtigt war. Der Gesichtspunkt der „rechtlichen Zulässigkeit“ spricht 
daher nicht gegen eine vollständige Einziehung unter Einschluss des Querverkehrs. Nach alledem ist da-
von auszugehen, dass sich die Einziehung der Kreuzung auf beide Verkehrswege und ihre jeweiligen 
Fahrtrichtungen erstreckt. Die Sperrmaßnahmen sind somit Vollzug eines Verwaltungsakts, nämlich der 
Teileinziehung. 

3. Das Begehren des Antragstellers müsste auf Aufhebung dieser Maßnahmen gerichtet sein. Unter Auf-
hebung der Vollziehung ist die Rückgängigmachung der Vollzugsmaßnahmen, also die Wiederherstel-
lung des früheren Zustandes zu verstehen (Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 177; Pietzner/Ronellenfitsch, Das As-
sessorexamen im Öffentlichen Recht, 11. Aufl. 2005, § 58 Rdnr. 35). Die hier vom Antragsteller geforderten 
Maßnahmen sind darauf gerichtet, die Sperrmaßnahmen wieder rückgängig und damit den Kreuzungsbe-
reich wieder befahrbar zu machen. Der Antrag ist daher als Antrag auf Aufhebung der Vollziehung ge-
mäß § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO und nicht als Anordnungsantrag gemäß § 123 VwGO statthaft. 

III. Aus der Eingliederung des § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO in die Gesamtsystematik des § 80 (aufschiebende 
Wirkung von Rechtsbehelfen) und insbesondere aus der Einbindung in § 80 Abs. 5 VwGO folgt, dass der 
Antrag auf Aufhebung der Vollziehung nur im Zusammenhang mit dem Aussetzungsverfahren i.e.S. 
(§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO) zulässig ist (Aufhebungsantrag als Annexantrag zum Aussetzungsantrag). Für 
einen isolierten Antrag nach § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO würde auch das Rechtsschutzbedürfnis fehlen, da 
der Antragsteller sonst jederzeit mit der Wiederholung gleichartiger Vollzugsmaßnahmen rechnen müsste 
(Schoch/ Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, Bd. I, Stand Sept. 2004, § 80 Rdnr. 233; Kopp/Schenke § 
80 Rdnr. 180; Finkelnburg/Jank Rdnr. 885). Eines ausdrücklichen Antrags auf Aussetzung der Vollzie-
hung (§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO) bedarf es dazu jedoch nicht, da der Antrag auf Aufhebung der Vollzie-
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hung sich gleichzeitig auch gegen die Vollziehbarkeit selbst richtet, also auch auf die Aussetzung der 
Vollziehung abzielt (Schoch a.a.O.; Kopp/Schenke a.a.O.). Dies ergibt sich zudem aus der Begründung 
der Antragsschrift, wenn es dort heißt, die Teileinziehungsverfügung habe, falls sie den Kreuzungsbereich 
überhaupt erfasse, nicht vollzogen werden dürfen. Der Aussetzungsantrag ist daher als konkludent mitge-
stellt anzusehen. Daraus folgt, dass die (weiteren) Zulässigkeitsvoraussetzungen des Aussetzungsverfah-
rens gegeben sein müssen. 

1. Die insoweit in analoger Anwendung des § 42 Abs. 2 VwGO erforderliche Antragsbefugnis 
(Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 134; Schoch Jura 2002, 37, 41) steht dem Antragsteller zu. Insbesondere unter 
Berücksichtigung seines durch Art. 14 GG geschützten Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb kann er geltend machen, dass im Rahmen der nach § 8 Abs. 1 LStrG gebotenen Abwägung sei-
ne Belange (möglicherweise) nicht hinreichend berücksichtigt worden sind (Marschall/Schroeter/Kastner 
§ 2 Rdnr. 91). Insoweit dienen die gesetzlichen Anforderungen, die an die Einziehung gestellt sind, auch 
dem Schutz der Anlieger. Dies gilt auch für Anlieger einer von der Einziehung nur mittelbar betroffenen 
Straße (Marschall/Schroeter/Kastner a.a.O. i.V.m. Rdnr. 90). Die Möglichkeit einer Verletzung dieser 
Rechte wird auch nicht durch die Vorschrift des § 18 LStrG ausgeschlossen. Denn diese Bestimmung 
entbindet nicht von der Verpflichtung, die Einziehung nur in fehlerfreier Weise, also auch unter Beach-
tung der Anliegerbelange, vorzunehmen (Marschall/Schroeter/Kastner a.a.O.). 

Anm.: Problematisch wäre dagegen, die Klagebefugnis unmittelbar aus Art. 14 GG abzuleiten. Zwar 
werden die Rechte des Anliegers durch Art. 14 GG geschützt. Die nähere Ausgestaltung erfolgt 
aber durch die Straßengesetze, die insoweit als Inhalts- und Schrankenbestimmung i.S.v. Art. 14 
Abs. 1 S. 2 GG die Rechte des Anliegers konkretisieren. Insoweit ist das einfache Recht vorrangig 
und lediglich bei seiner Auslegung an Art. 14 GG zu messen (AS-Skript Besonderes Ordnungsrecht, 
4. Aufl. 2004, S. 72 ff.).  

2. Wegen der Einbindung in die Gesamtsystematik des § 80 VwGO ist für einen Aussetzungsantrag nach 
Abs. 5 nur Raum, wenn gegen den im Streit befindlichen Verwaltungsakt ein Rechtsbehelf i.S.v. § 80 
Abs. 1 VwGO eingelegt worden ist (OVG Münster DVBl. 1996, 115; NVwZ-RR 2001, 54, 55; Schoch, 
VwGO, § 80 Rdnr. 314; Redeker/v. Oertzen § 80 Rdnr. 55; Bosch/Schmidt, Praktische Einführung in das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren, 7. Aufl. 2001, § 50 III, S. 323 f.; Pietzner/Ronellenfitsch § 57 Rdnr. 
18; Finkelnburg/Jank Rdnr. 952; Schoch Jura 2002, 37, 41). Der Gegenansicht (VGH Mannheim DVBl. 
1995, 303; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 137 und 139; Arndt/Uhlenbrock Jura 2002, 488, 490), die vor allem 
unter Hinweis auf § 80 Abs. 5 S. 2 VwGO eine Rechtsbehelfseinlegung nicht für erforderlich hält, ist ent-
gegenzuhalten, dass die Anordnung oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung eines noch nicht 
erhobenen Rechtsbehelfs schon begrifflich ausgeschlossen ist (AS-Skript VwGO, 2. Aufl. 2003, S. 193). 
Weiterhin muss die (an sich gegebene) aufschiebende Wirkung dieses Rechtsbehelfs nach Maßgabe des 
§ 80 Abs. 2 VwGO ausgeschlossen sein. Kommt dem eingelegten Rechtsbehelf nämlich bereits nach der 
Grundregel des § 80 Abs. 1 VwGO aufschiebende Wirkung zu, so ginge der Aussetzungsantrag ins Leere, 
sodass das Rechtsschutzbedürfnis fehlen würde (VGH Mannheim NVwZ-RR 1997, 74, 75;  
AS-Skript VwGO, 2. Aufl. 2003, S. 191 ff.).  

a) Der Antragsteller hat gegenüber der Antragsgegnerin mit Schreiben vom 08.07.2005 die Rückgängig-
machung des „Einziehungsbeschlusses“ und die Entfernung der Verkehrshinder- nisse verlangt. Dieses 
Begehren müsste als Widerspruch gegen die Einziehungsverfügung gewertet werden können. Ein Wider-
spruch setzt begrifflich eine Erklärung des Betroffenen voraus, dass sich dieser durch einen bestimmten 
Verwaltungsakt beschwert fühlt und eine Nachprüfung bzw. eine Änderung verlangt; dabei ist die Be-
zeichnung als „Widerspruch“ nicht erforderlich (Kopp/Schenke § 70 Rdnr. 5). Danach kann insbesondere 
die Forderung nach Rückgängigmachung des „Einziehungsbeschlusses“ ohne weiteres als Widerspruch 
gegen die Teileinziehungsverfügung gewertet werden. 

b) Es müsste weiterhin die aufschiebende Wirkung dieses Rechtsbehelfs nach Maßgabe des § 80 Abs. 2 
VwGO entfallen. 

aa) Dies setzt zunächst voraus, dass der Rechtsbehelf der aufschiebenden Wirkung überhaupt fähig, d.h. 
dass die aufschiebende Wirkung ohne den Ausschluss gemäß § 80 Abs. 2 VwGO an sich gegeben wäre 
und auch nicht nach § 80 b VwGO ohnehin geendet hätte (OVG Weimar LKV 1994, 408). Die gemäß § 
80 Abs. 1 VwGO grundsätzlich gegebene aufschiebende Wirkung des Widerspruchs könnte hier deswe-
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gen zu verneinen sein, weil – wie die Antragsgegnerin meint – möglicherweise die Widerspruchsfrist des 
§ 70 Abs. 1 VwGO verstrichen ist. Die Einziehungsverfügung ist am 27.05.2005 öffentlich bekannt ge-
macht worden, was der Regelung des § 8 Abs. 3 LStrG i.V.m. § 41 Abs. 3 VwVfG entspricht. Sie gilt da-
her mangels abweichender Bestimmung (s. § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG i.V.m. Nr. 2 des Bearbeitungsver-
merks) gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 VwVfG jedoch erst zwei Wochen nach der Bekanntmachung, also am 
10.06.2005, als bekannt gegeben. Der am 09.07.2005 bei der Antragsgegnerin eingegangene Widerspruch 
wahrt somit die Monatsfrist des § 70 Abs. 1 VwGO. Es bedarf daher keiner Erörterungen darüber, ob ein 
verspäteter Widerspruch aufschiebende Wirkung entfalten kann oder nicht (vgl. den Meinungsstand bei 
Schoch, VwGO, § 80 Rdnr. 69; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 50). 

bb) Die danach (an sich) gegebene aufschiebende Wirkung des Widerspruchs entfällt hier nach Maßgabe 
des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO, da die Antragsgegnerin die sofortige Vollziehung der Einziehungsver-
fügung angeordnet hat. 

3. Der hier gestellte gerichtliche Aussetzungsantrag bedarf keines vorgeschalteten und erfolglosen Aus-
setzungsantrags bei der Ausgangs- bzw. Widerspruchsbehörde. Dies ergibt sich aus § 80 Abs. 6 VwGO, 
wonach ein vorgeschaltetes behördliches Aussetzungsverfahren nur im Falle des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
VwGO, also der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten, vorgesehen ist. In allen übrigen Fäl-
len des § 80 Abs. 2, also auch dem hier gegebenen Fall des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO, bedarf es eines 
vorherigen behördlichen Aussetzungsverfahrens nicht (Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 138 und 183; Schoch 
Jura 2002, 37, 42). Im Übrigen würde hier die Ausnahmevorschrift des § 80 Abs. 6 S. 2 Nr. 2 VwGO zum 
Tragen kommen, da die bereits durchgeführte Vollstreckung einer drohenden Vollstreckung gleichzuset-
zen ist (s. Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 186).  

4. Der Antrag entspricht weiterhin den Formerfordernissen der §§ 81 f. VwGO, welche für das Ausset-
zungsverfahren analog gelten (Finkelnburg/Jank Rdnr. 941 f.; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 128). Hinsicht-
lich des Erfordernisses des bestimmten Antrags (§ 82 Abs. 1 S. 2 VwGO) war ausreichend, dass der An-
tragsteller den vollzogenen Verwaltungsakt sowie die Vollzugsmaßnahmen genau bezeichnet und deren 
Rückgängigmachung verlangt hat. Unschädlich war, wie bereits dargelegt, die Nichtbenennung der statt-
haften Antragsart. 

5. Der Antrag könnte – so die Ansicht der Antragsgegnerin – wegen mangelnder Eilbedürftigkeit unzuläs-
sig sein. Die mangelnde Eilbedürftigkeit könnte dabei dadurch indiziert sein, dass der Antrag erst zwei 
Monate nach der tatsächlichen Sperrung des Kreuzungsbereichs gestellt wurde. Im Gegensatz zur einst-
weiligen Anordnung (§ 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 Abs. 1 ZPO) ist jedoch im Aussetzungsverfahren 
die Geltendmachung einer besonderen Eilbedürftigkeit, die durch längeres Zuwarten infrage gestellt wer-
den könnte (Finkelnburg/Jank Rdnr. 134), nicht erforderlich. Die generelle Eilbedürftigkeit folgt bei noch 
nicht vollzogenen Verwaltungsakten aus dem drohenden Vollzug. Bei der Rückgängigmachung bereits 
erfolgter Vollzugsmaßnahmen ist eine Eilentscheidung ebenfalls sachlich gerechtfertigt. Vollzieht näm-
lich die Behörde einen Verwaltungsakt bereits vor dessen Unanfechtbarkeit, also ebenfalls im Eilverfah-
ren, dann muss sie auch die vorzeitige Rückgängigmachung dieses Vollzugs gegen sich gelten lassen, 
wenn ein Gericht zu dem Ergebnis kommt, dass dieser Verwaltungsakt aller Voraussicht nach keinen Be-
stand haben wird. Demzufolge ist der Aussetzungsantrag, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt 
ist (z.B. §§ 18 a Abs. 4 S. 1, 36 Abs. 3 S. 1 AsylVerfG; § 17 Abs. 6 a S. 2 FStrG; § 29 Abs. 6 S. 3 
PBefG), an keine Frist gebunden (Redeker/v. Oertzen § 80 Rdnr. 55; Schoch Jura 2002, 37, 42). Es ist 
daher unerheblich, ob von einer Verzögerung gesprochen werden kann und wer diese zu vertreten hat. 

6. Für die Entscheidung über den Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ist das Gericht der Hauptsache zu-
ständig (§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO). Insoweit bestehen hier keine Bedenken, da für eine gegen die Einzie-
hungsverfügung gerichtete Anfechtungsklage das Verwaltungsgericht Neuenburg gemäß §§ 45, 52 Nr. 1 
VwGO sachlich und örtlich zuständig wäre. 

7. Der Vertreter des Antragstellers hat sich durch eine ordnungsgemäße Verfahrensvollmacht legitimiert 
(§ 67 Abs. 3 VwGO). Die Vertretungsbefugnis des Beklagtenvertreters ist jedenfalls wegen der hinterleg-
ten Generalvollmacht unproblematisch, sodass letztlich offen bleiben kann, ob Behördenbedienstete mit 
Befähigung zum Richteramt im Hinblick auf die Regelung des § 67 Abs. 1 S. 3 VwGO einer Vollmacht 
überhaupt bedürfen (bejahend BVerwG NVwZ 1992, 1088; verneinend BVerwG NVwZ 1994, 266 für 
die Vertretung beim BVerwG; dazu, dass die eigenen Prozessvertreter der Behörden ebenso wie die Na-
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men ihrer gesetzlichen Vertreter nicht in das Rubrum aufzunehmen sind, s. Pietzner/Ronellenfitsch § 20 
Rdnr. 3, S. 254 FN 4).  

8. Hinsichtlich des richtigen Antragsgegners gilt § 78 Abs. 1 VwGO entsprechend (Finkeln-burg/Jank 
Rdnr. 969; Arndt/Uhlenbrock Jura 2002, 488, 490). Insofern ist der Antrag hier in Übereinstimmung mit 
§ 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO zu Recht gegen die Stadt Neuenburg als diejenige Körperschaft, deren Behörde 
(Oberbürgermeister) sowohl den zu vollziehenden Verwaltungsakt als auch die Vollzugsanordnung erlas-
sen hat, gerichtet worden. 

Zu der Streitfrage, wer richtiger Antragsgegner im Falle der Vollzugsanordnung durch die 
 – mit der Ausgangsbehörde nicht identischen – Widerspruchsbehörde ist, s. den Überblick über den 
Meinungsstand bei Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 140 FN 245; OVG Bautzen NVwZ-RR 2002, 74; Clausing 
JuS 2002, 478, 481 f.). 

Ergebnis: Der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung (einschließlich des stillschweigend mitgestellten 
Antrags auf Aussetzung der Vollziehung) ist zulässig (zur Entbehrlichkeit einer Beiladung der Ver-
kehrsteilnehmer der Kreuzung s. Kopp/Schenke § 65 Rdnr. 17 c; anders möglicherweise bei unmittelba-
ren Straßenanliegern, die jedoch im reinen Kreuzungsbereich nicht vorhanden sind). 

B. Begründetheit des Antrags 

Der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung gemäß § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO ist nur begründet, wenn der 
gleichzeitig und stillschweigend mitgestellte Antrag auf Aussetzung der Vollziehung (§ 80 Abs. 5 S. 1 
VwGO) begründet ist und diesem stattgegeben wird. Dies folgt aus der Eigenschaft des Aufhebungsan-
trags als Annexantrag zum Aussetzungsverfahren (s. oben A. III.). Eine Aufhebung der Vollziehung ist 
nur möglich, wenn die sofortige Vollziehbarkeit des Verwaltungsakts (§ 80 Abs. 2 VwGO) und damit die 
Rechtsgrundlage für die Vollzugsmaßnahmen beseitigt wird (Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 180; Schoch § 80 
Rdnr. 233; Finkelnburg/Jank Rdnr. 885). Folglich kommt es auf die Begründetheit des (stillschweigend 
mitgestellten) Aussetzungsantrags an. 

I. Dafür, dass die Anordnung der sofortigen Vollziehung (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO) in der Einzie-
hungsverfügung bereits formell fehlerhaft und daher aufzuheben ist, sind vorliegend keine Anhaltspunkte 
vorhanden. Insbesondere ist sie ordnungsgemäß begründet worden (§ 80 Abs. 3 S. 1 VwGO). Eine vorhe-
rige Anhörung (§ 28 VwVfG) war, wenn man sie hinsichtlich der Vollzugsanordnung überhaupt für er-
forderlich hält (s. den Meinungsstand bei Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 82; AS-Skript VwGO, 2. Aufl. 2003, 
S. 197 f.), in der Ankündigung der Teileinziehung erfolgt. Dort ist auch auf die Absicht einer Vollzugs-
anordnung hingewiesen worden, sodass die Betroffenen Gelegenheit hatten, auch hierzu Stellung zu 
nehmen. 

II. In materieller Hinsicht hängt die Begründetheit des Aussetzungsantrags von einer – im Rahmen einer 
eigenen Ermessensentscheidung des Gerichts zu treffenden – Abwägung zwischen dem öffentlichen 
Interesse am sofortigen Vollzug des Verwaltungsakts, dem sog. Vollzugsinteresse und dem privaten 
Aussetzungsinteresse (Aufschubinteresse) des Betroffenen ab (BVerfG NVwZ-RR 1999, 217, 218; 
OVG Magdeburg NJW 1999, 2982; OVG Hamburg NVwZ 2001, 1173, 1174; OVG Lüneburg NJW 
2002, 2336, 2337; OVG Koblenz NVwZ 2002, 1529; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 152). Dabei ist insbeson-
dere auf die Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens abzustellen. Erweist sich der Verwaltungsakt 
bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen Prüfung als offensichtlich 
rechtswidrig, so ist dem Aussetzungsantrag ohne weiteres stattzugeben, weil an der sofortigen Vollzie-
hung eines offensichtlich rechtswidrigen Verwaltungsakts kein überwiegendes öffentliches Interesse be-
stehen kann. Dies gilt unabhängig davon, ob es um die Fälle des gesetzlichen Ausschlusses der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1–3 und S. 2 VwGO) oder um die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO) geht (unstr.; s. BVerfG NVwZ 2004, 93, 94; NVwZ 2002, 982; 
VGH Mannheim NVwZ-RR 2002, 113; OVG Lüneburg NJW 2000, 685; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 159; 
Redeker/v. Oertzen § 80 Rdnr. 49; Pietzner/Ronellenfitsch § 57 Rdnr. 24 sowie § 58 Rdnr. 21; 
Bosch/Schmidt § 50 IV 1 a; Schoch Jura 2002, 37, 44; s. auch die Regelung des § 80 Abs. 4 S. 3 VwGO, 
die für das gerichtliche Aussetzungsverfahren teils generell, teils für die Fälle des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1–
3 und S. 2 VwGO, teils nur für den Fall des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 VwGO analog herangezogen werden; 
s. Schmidt Glaeser/Horn, VerwProzR, 15. Aufl. 2000, Rdnr. 282; Finkelnburg/Jank Rdnr. 851 f.; 
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Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 115 f.). Ist der Verwaltungsakt dagegen offensichtlich rechtmäßig, so ist jeden-
falls in den Fällen des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1–3 und S. 2 VwGO, also des gesetzlichen Ausschlusses der 
aufschiebenden Wirkung (= gesetzliche Vermutung für überwiegendes Vollzugsinteresse) ein überwie-
gendes Vollzugsinteresse regelmäßig zu bejahen, sodass der Aussetzungsantrag unbegründet ist (BVerfG 
NVwZ 2004, 93, 94; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 114; AS-Skript VwGO, 2. Aufl. 2003, S. 194). 

Nach der bisher überwiegend vertretenen Meinung soll das auch für den hier gegebenen Fall des § 80 
Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO gelten (OVG Hamburg NZV 1998, 124; OVG Schleswig NVwZ-RR 1996, 148; 
VGH Mannheim GewArch 1995, 351; Pietzner/Ronellenfitsch § 58 Rdnr. 21; Schmitt Glaeser/Horn 
a.a.O.; Bosch/Schmidt a.a.O.). Nach einer im Vordringen befindlichen Meinung reicht im Falle des § 80 
Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO die bloße Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts nicht aus, da diese nur den Ver-
waltungsakt selbst, nicht aber ein darüber hinausgehendes Interesse gerade am Sofortvollzug rechtfertige. 
Daher könne auch im Falle der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts auf ein „besonderes“ Vollzugsinte-
resse nicht verzichtet werden (OVG Berlin NVwZ-RR 2001, 611; OVG Münster NVwZ 1998, 977; OVG 
Schleswig NVwZ 1992, 687; Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 159; Redeker/ 
v. Oertzen § 80 Rdnr. 49; Finkelnburg/Jank Rdnr. 860; Schoch Jura 2002, 37, 44; AS-Skript VwGO, 2. 
Aufl. 2003,  S. 194; ebenso BVerfG NVwZ 1996, 58, 60 für Ausweisungsverfügung; OVG Münster 
NWVBl. 1996, 134 für Abbruchverfügung). 

Lässt sich bei summarischer Prüfung weder die Rechtmäßigkeit noch die Rechtswidrigkeit des Verwal-
tungsakts feststellen, so ist eine von den Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens unabhängige Inte-
ressenabwägung vorzunehmen (OVG Münster NJW 2000, 891; OVG Saarlouis NJW 1992, 646; OVG 
Schleswig NVwZ 1992, 687, 688; Proppe JA 1996, 336). Dabei gilt als Faustformel, dass durch die ge-
setzgeberische Entscheidung in den Fällen des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1–3 und S. 2 VwGO ein überwiegen-
des Vollzugsinteresse, im Fall des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO ein überwiegendes Aufschubinteresse 
indiziert wird (OVG Berlin NVwZ-RR 2001, 229; Finkelnburg/Jank Rdnr. 853; Pietzner/Ronellenfitsch § 
58 Rdnr. 24; Redeker/v. Oertzen § 80 Rdnr. 48; einschränkend BVerwG NVwZ-RR 2002, 153; Schoch § 
80 Rdnr. 110 a.E.). 

1. Rechtmäßigkeit der Einziehungsverfügung 

Die Einziehungsverfügung kann aufgrund der Vorschrift des § 8 LStrG gerechtfertigt sein. 

a) Rechtmäßigkeit in formeller Hinsicht 

Die Zuständigkeit der Antragsgegnerin zur Einziehung ergibt sich aus ihrer Eigenschaft als Straßenbau-
lastträgerin (§ 8 Abs. 1 LStrG). Die Absicht der Einziehung ist mehr als 3 Monate vor der Einziehung öf-
fentlich bekannt gemacht worden, womit dem Erfordernis des § 8 Abs. 2 LStrG (entspr. § 2 Abs. 5 
BFernStrG) Genüge getan ist. Bei der 3-Monatsfrist handelt es sich um eine Mindestfrist, die selbstver-
ständlich überschritten werden darf. Damit ist gleichzeitig einem etwaigen Anhörungserfordernis nach § 
28 Abs. 1 VwVfG Genüge getan. Auf das grundsätzliche Verhältnis von § 28 VwVfG, insbesondere des-
sen Abs. 2 Nr. 4, wonach bei Allgemeinverfügungen von einer Anhörung – nach Ermessen – abgesehen 
werden kann (einschränkend Kopp/Ramsauer § 28 Rdnr. 50 und 69), zu der speziellen straßenrechtlichen 
Vorschrift des § 8 Abs. 2 LStrG kommt es daher nicht an. Schließlich ist die Einziehung auch begründet 
worden (§ 39 Abs. 1 VwVfG), wobei es in jedem Fall ausreichend war, dass auf die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme in eine öffentlich ausgelegte Begründung hingewiesen wurde (s. § 41 Abs. 4 S. 1 und 2 
VwVfG). Abgesehen davon hätte nach § 39 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG von einer Begründung – nach Ermessen 
– abgesehen werden können (Marschall/Schroeter/Kastner § 2 Rdnr. 84; einschränkend Kopp/Ramsauer § 
39 Rdnr. 55). In formeller Hinsicht bestehen danach keine Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Ein-
ziehungsverfügung.  

b) In materieller Hinsicht ist entscheidend, ob die Teileinziehung durch überwiegende Gründe des öf-
fentlichen Wohls gerechtfertigt ist (§ 8 Abs. 1 S. 2 LStrG). 

aa) Betrachtet man die Mittelstraße für sich, so bestehen hiergegen keine Bedenken. Denn diese hat sich zur 
führenden Hauptgeschäftsstraße entwickelt. Nach den Darlegungen der Antragsgegnerin besteht ein über-
wiegendes öffentliches Interesse, diese für den Fußgängerverkehr zwecks ungestörten und ungefährdeten 
Einkaufsbummels freizuhalten, zumal die recht enge Straße den Kfz-Verkehr ohnehin nicht mehr verkraften 
konnte und dieser problemlos auf die Goethestraße sowie den Saalburger Damm abgeleitet werden konnte. 
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Die Interessen der Anlieger werden nicht negativ berührt, da diese über rückwärtige Zufahrten verfügen. 
Abgesehen davon haben die Anlieger einer innerstädtischen Fußgängerzone grundsätzlich keinen Anspruch 
auf uneingeschränkte Zufahrtsmöglichkeit (BVerwGE 94, 136, 139 ff.; AS-Skript Besonderes Ordnungs-
recht, 4. Aufl. 2004, S. 73 ff.). 

bb) Da die Einziehung die Kleiststraße unterbricht, muss auch diese Beeinträchtigung durch überwiegen-
de Gründe des öffentlichen Wohls gerechtfertigt sein. Hier ist das Interesse der Öffentlichkeit an einer 
möglichst durchgehenden Fußgängerzone höher zu bewerten als die Interessen der Anlieger der Querstra-
ßen, möglichst keine Umwege machen zu müssen. Der höchstmögliche Umweg von 450 m liegt durchaus 
im Bereich des Zumutbaren. In diesem Zusammenhang war es auch durchaus sachgerecht, gerade die 
mittlere der drei Querstraßen (August-Bebel-Straße) mit einer Ampelanlage zu versehen, weil dadurch die 
Umwege in Grenzen gehalten werden konnten. 

cc) Die Einziehung steht weiterhin auch im Einklang mit dem durch Art. 14 GG geschützten Anlieger-
recht sowie des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb. Denn es ist anerkannt, dass 
insoweit bloße Lagevorteile nicht geschützt werden (BVerfG NVwZ 1991, 358; BVerwG NVwZ 1999, 
1341, 1342; BGHZ 45, 150; 94, 373; Bryde in v. Münch/ Kunig, GG, Bd. 1, 5. Aufl. 2000, Art. 14 Rdnr. 
20; AS-Skript a.a.O.). Dass der Antragsteller bisher an einer Straße lag, über die ein günstigerer Durch-
gangsverkehr möglich war, war ein bloßer Lagevorteil. Dessen Beseitigung bedeutet keinen Eingriff in 
den Gewerbebetrieb des Antragstellers. 

dd) Die Unterbrechung der Kleiststraße bedeutet schließlich auch keinen Verstoß gegen den Gleichheits-
grundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Zwar liegt eine Ungleichbehandlung mit den Anliegern der August Bebel 
Strasse vor, die ihre Straße nach wie vor durchgehend befahren können und keine Umwege machen müs-
sen. Diese Ungleichbehandlung ist jedoch sachlich gerechtfertigt, da die August Bebel Straße die mittlere 
der drei Querstrassen ist, die sich zur Eingrenzung der Umwege als Verbindungsstrasse geradezu auf-
drängte (s. bereits oben).  

ee) Da auch für Ermessensfehler (vgl. „soll“ in § 8 Abs. 1 LStrG) nichts ersichtlich ist, vielmehr die An-
tragsgegnerin das Für und Wider der Einziehung in der betreffenden Ratssitzung sorgfältig gegeneinander 
abgewogen hat, ist die Teileinziehung offensichtlich rechtmäßig. Nach bisher h.M. ist der Antrag bereits 
aus diesem Grunde abzuweisen. 

2. Verlangt man mit der Gegenmeinung darüber hinaus ein besonderes Vollzugsinteresse, so lässt sich 
dieses anhand der dargelegten Unfallzahlen begründen. Die vorhandene Unfallstatistik ergibt, dass die 
Fußgänger bis zur tatsächlichen Sperrung akuten Gefährdungen durch den Fahrzeugverkehr ausgesetzt 
waren. Der Schutz der Fußgänger rechtfertigte es, sofort Abhilfe zu schaffen und nicht die Unanfechtbar-
keit der Einziehungsverfügung abzuwarten. 

Nach alledem ist der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung (§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO) und damit auch 
der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung (§ 80 Abs. 5 S. 3 VwGO) zurückzuweisen (nach abweichen-
dem Sprachgebrauch „abzulehnen“). 

Anm.: Da schon dem (konkludent gestellten) Aussetzungsantrag (§ 80 Abs. 1 S. 1 VwGO) nicht stattge-
geben werden konnte, bedarf es keines Eingehens auf die Frage, welche zusätzlichen Anforde-
rungen an die Begründetheit des Aufhebungsantrags (§ 80 Abs. 5 S. 3 VwGO) zu stellen sind. 
Teilweise (OVG Münster DÖV 1983, 1025; zustimmend Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 176 m.w.N.; 
Schliesky/Hansen JuS 1998, 49, 53) wird verlangt, dass dem Antragsteller nach summarischer 
Prüfung nach materiellem Recht ein Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch zusteht, wobei aller-
dings an die Stelle der (rechtskräftigen) Aufhebung des vollzogenen Verwaltungsaktes dessen 
Suspendierung ausreicht. Nach a.A. (Finkelnburg/Jank Rdnr. 88 i.V.m. Rdnr. 885, S. 414 f.; of-
fenbar auch Proppe JA 1996, 338 f.) soll es grundsätzlich ausreichen, dass das Interesse des An-
tragstellers an der Aufhebung der Vollziehung das etwaige öffentliche Interesse am Fortbestand 
des Vollzugs überwiegt, was bei einem Erfolg des Aussetzungsantrags fast immer der Fall sein 
dürfte (noch weitergehender daher Schoch § 80 Rdnr. 231, der auf letzteres Erfordernis verzich-
tet).  
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C. Nebenentscheidungen 

Gemäß § 154 Abs. 1 VwGO hat der Antragsteller als unterliegender Teil die Kosten des Verfahrens zu 
tragen. 

Einer Vollstreckbarkeitsentscheidung bedarf es bei Beschlüssen nicht, da Rechtsmittel ohnehin keine auf-
schiebende Wirkung haben (arg. e § 149 VwGO) und der Beschluss daher unmittelbar vollstreckt werden 
kann. 
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Daraus ergibt sich der nachstehende 

 

Beschlussentwurf 

Az: 2 L 439/05 

Verwaltungsgericht Neuenburg 

Beschluss 

In der Verwaltungsrechtssache 

des Kaufmanns Gerhard Schneider, Kleiststraße 4, Neuenburg, 
 Antragstellers, 
– Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Fischer in Neuenburg – 

gegen 

die Stadt Neuenburg, vertreten durch den Oberbürgermeister, Elisabethstraße 7, Neuenburg, 
 Antragsgegnerin, 

wegen Straßensperrung, 

hat das Verwaltungsgericht Neuenburg – 2. Kammer – am 17.09.2005 durch die Vorsitzende Richterin 
am Verwaltungsgericht Teipel und die Richter am Verwaltungsgericht Dr. König und Esser beschlossen: 

Der Antrag wird zurückgewiesen. 

Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens. 

G r ü n d e 

I. 

Der Antragsteller betreibt an der Kleiststraße in Neuenburg nördlich der Kreuzung mit der Mittelstraße 
eine Großtankstelle mit automatischer Autowaschanlage. Die Kleiststraße war bisher eine Verbindungs-
straße zwischen den etwa parallel zueinander verlaufenden Verkehrsadern Goethestraße und Saalburger 
Damm. Die Kleiststraße kreuzt etwa in ihrer Mitte die ebenfalls zur Goethestraße und zum Saalburger 
Damm parallel verlaufende Mittelstraße. 

Am 13.02.2005 kündigte die Antragsgegnerin in den Neuenburger Tageszeitungen ihre Absicht an, die 
Teilstrecke der Mittelstraße vom Domplatz bis Langestraße für den Fahrzeugverkehr einzuziehen und sie 
nur noch als Einkaufsstraße für Fußgänger aufrechtzuerhalten. Im Interesse einer beschleunigten Durch-
führung des Vorhabens sei beabsichtigt, die sofortige Vollziehung der Einziehungsverfügung anzuordnen, 
damit ohne Rücksicht auf etwaige Widersprüche mit den erforderlichen Arbeiten begonnen werden kön-
ne. Außerdem wurde mitgeteilt, dass der die Mittelstraße kreuzende Fahrzeugverkehr der August-Bebel-
Straße durch eine Ampelanlage geregelt werden solle. Dementsprechend war dieser Kreuzungsbereich  
– im Gegensatz zu den anderen Querstraßen – auch zeichnerisch von der beabsichtigten Teileinziehung 
ausgenommen. Die Antragsgegnerin wies auf die Möglichkeit hin, Lagepläne hinsichtlich der einzuzie-
henden Flächen einzusehen. Eine ausdrückliche Erwähnung der Kleiststraße erfolgte nicht. Innerhalb der 
genannten Teilstrecke der Mittelstraße wird diese außer von der Kleiststraße und der August-Bebel-
Straße noch von einer weiteren Straße gekreuzt; die August-Bebel-Straße ist die mittlere dieser drei Stra-
ßen. 

Nachdem gegen die Ankündigung der Einziehung keine Einwendungen erhoben worden waren, wurde 
am 27.05.2005 die Einziehung der Mittelstraße mit Wirkung zum 15.06.2005 in entsprechender Weise 
mit Rechtsbehelfsbelehrung bekannt gemacht. Eine ausdrückliche Erwähnung der Kleiststraße erfolgte 
hier ebenfalls nicht. Es wurde die sofortige Vollziehung mit der Begründung angeordnet, das Interesse 
der Öffentlichkeit an einer sofortigen Beruhigung des Fußgängerverkehrs in der Mittelstraße erfordere die 
sofortige Sperrung für den Fahrzeugverkehr. Dabei wurde darauf hingewiesen, dass in dem genannten 
Straßenabschnitt im Jahre 2003 19, im Jahre 2004 15 und im bereits angelaufenen Jahr 2005 9 Fußgänger 
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durch den Autoverkehr verletzt worden seien. Hinsichtlich der Einziehungsverfügung selbst wurde auf 
die Möglichkeit hingewiesen, Lagepläne und eine ausführliche Begründung im Tiefbauamt einzusehen. 
Im Zuge des Ausbaus der Mittelstraße zur Fußgängerstraße wurde in der zweiten Junihälfte 2005 die 
Durchfahrt der Kleiststraße im Bereich der Kreuzung mit der Mittelstraße gesperrt. Zu diesem Zweck 
stellte die Antragsgegnerin Betonblumenkästen und eine Sitzbank auf den Kreuzungsbereich. Die Bür-
gersteige der Mittelstraße wurden über die Kleiststraße durchgezogen; sie schließen im Kreuzungsbereich 
mit einer etwa 10 cm hohen Bordsteinkante ab. Ferner wurden zu beiden Seiten der Mittelstraße auf der 
Kleiststraße Verkehrsschilder nach Zeichen 239 zu § 41 StVO „Fußgänger“ aufgestellt. Schließlich wur-
den an den Einmündungen der Kleiststraße zum Saalburger Damm und zur Goethestraße die Schilder 
nach Zeichen 357 zu § 42 StVO „Sackgasse“ aufgestellt. 

Mit Schreiben vom 08.07.2005, welches bei der Antragsgegnerin am darauf folgenden Tag einging, be-
klagte der Antragsteller, dass er bereits erhebliche Umsatzeinbußen als Folge der Sperrmaßnahmen erlit-
ten habe, die durch die angestrebte Verkehrsberuhigung auf der Mittelstraße nicht zu rechtfertigen seien. 
Er ersuchte die Antragsgegnerin, den „Einziehungsbeschluss“ hinsichtlich des Kreuzungsbereichs wieder 
rückgängig zu machen und die Verkehrshindernisse abzubauen. Auf dieses Schreiben reagierte die An-
tragsgegnerin nicht. 
Im vorliegenden Verfahren begehrt der Antragsteller vorläufigen Rechtsschutz, gerichtet auf Beseitigung 
der die Kleiststraße sperrenden Maßnahmen. Er ist der Ansicht, dass hinsichtlich des Kreuzungsbereiches 
ein Einziehungsverfahren überhaupt nicht stattgefunden habe, da die Kleiststraße weder in der Ankündi-
gung der Einziehung noch in der Einziehung selbst erwähnt sei. Wenn auch die Lagepläne der Antrags-
gegnerin den Kreuzungsbereich als einzuziehende Fläche ausgewiesen hätten, so gelte dies nur für die 
Fahrtrichtung der Mittelstraße, nicht aber für die Fahrtrichtungen der Kleiststraße. Aber selbst wenn man 
davon ausgehen sollte, dass der diesbezügliche Teil der Kleiststraße miteingezogen worden sei, so sei 
dies materiell rechtswidrig. Schon allein wegen seines Gewerbebetriebes bestehe ein erhebliches öffentli-
ches Verkehrsbedürfnis für eine Beibehaltung der Kleiststraße als Durchgangsstraße. Viele seiner Kunden 
hätten bereits damit gedroht, nicht mehr bei ihm zu tanken und ihre Autos waschen zu lassen, weil sie 
Umwege fahren müssten. Schließlich sei es ungerecht, die Kleiststraße zu sperren, während die parallel 
verlaufende August-Bebel-Straße nicht in entsprechender Weise gesperrt worden sei, hier vielmehr eine 
Signalanlage angebracht sei. Die Teileinziehungsverfügung habe daher, wenn sie den Kreuzungsbereich 
überhaupt erfasse, nicht vollzogen werden dürfen. 

Der Antragsteller begehrt „vorläufigen Rechtsschutz“ und beantragt, 

die Antragsgegnerin zu verpflichten, die Sperrung der Kleiststraße für den Fahrzeugverkehr an 
der Kreuzung mit der Mittelstraße aufzuheben, indem 

1. die den Durchgangsverkehr sperrenden, quer zur Fahrbahn angelegten Bordsteinkanten durch 
geeignete Maßnahmen, z.B. Anbringen einer Schräge, befahrbar gemacht werden, 

2. die Blumenkästen und die Sitzbank auf der Kleiststraße im Kreuzungsbereich der Mittelstra-
ße entfernt werden, 

3. die Schilder „Sackgasse“ (Zeichen 357 zu § 42 StVO) an den Einmündungen der Kleiststraße 
zum Saalburger Damm sowie zur Goethestraße und die Schilder „Fußgänger“ (Zeichen 239 
zu § 41 StVO) auf der Kleiststraße zu beiden Seiten der Mittelstraße entfernt werden. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag zurückzuweisen. 

Zur Begründung trägt sie die folgenden, objektiv zutreffenden Gesichtspunkte vor: Die Mittelstraße habe 
sich zur führenden Hauptgeschäftsstraße Neuenburgs entwickelt. Der nur 1,50 m breite Bürgersteig habe 
den überaus regen Fußgängerverkehr nicht mehr verkraften können, zumal ein Großteil der Passanten vor 
den Auslagen der Schaufenster gestanden habe. Wie aus der Begründung zur Vollzugsanordnung ersicht-
lich, seien in den vergangenen Jahren eine Vielzahl von Fußgängern durch den Autoverkehr verletzt wor-
den. Etwa die Hälfte davon habe sich beim Passieren der Querstraßen ereignet, wo auch die schwerwie-
genderen Verletzungen zu verzeichnen gewesen seien. Auch der Autoverkehr sei chaotisch gewesen. Bei 
der Gesamtbreite der Straße von nur 8 m sei wegen widerrechtlich parkender Fahrzeuge ein ungehinder-
tes Befahren nicht mehr möglich gewesen, obwohl die Mittelstraße bereits als Einbahnstraße ausgewiesen 
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sei. Durch die nunmehr gefundene Lösung habe der Fahrzeugverkehr problemlos auf die Goethestraße 
sowie den Saalburger Damm abgeleitet werden können, was dort zu keiner nennenswerten Mehrbelastung 
geführt habe. Die Interessen der Anlieger der Mittelstraße würden nicht negativ berührt, da diese bereits 
über rückwärtige Zufahrten verfügt hätten. Den Interessen der Anlieger der insgesamt drei Querstraßen 
sei dadurch Rechnung getragen, dass die August-Bebel-Straße nach wie vor als Durchgangsstraße erhal-
ten blieb. Diese Straße sei dafür am geeignetesten gewesen, da sie die mittlere der 3 Querstraßen sei. Der 
höchste nur denkbare Umweg betreffe die Wegstrecke vom Saalburger Damm/Ecke Kleiststraße zum 
Grundstück des Antragstellers. Das Umleiten über die August-Bebel-Straße bedeutete hier einen Umweg 
von 450 m. All diese Gesichtspunkte seien in der Ratssitzung vom 15.01.2005 eingehend erörtert worden. 
Durch fast einstimmigen Ratsbeschluss (55 gegen 4 Stimmen) sei jetzt die durchgeführte Teileinziehung 
beschlossen worden. 

Unabhängig von der materiellen Rechtslage sei die Einziehungsverfügung aber auch unanfechtbar gewor-
den. Aus der Ankündigung der Einziehung und aus der Einziehungsverfügung selbst ergebe sich, dass das 
Teilstück der Mittelstraße in seiner gesamten Länge, also einschließlich des Kreuzungsbereichs mit der 
Kleiststraße eingezogen werden sollte. Gegen diese Einziehung seien keine Widersprüche erhoben wor-
den. Selbst wenn man aber das Schreiben des Antragstellers vom 08.07.2005 als Widerspruch deute, so 
sei damit auf keinen Fall die Monatsfrist des § 70 VwGO eingehalten worden. Darüber hinaus fehle es für 
die beantragte Eilentscheidung an der notwendigen Eilbedürftigkeit. Der Antragsteller habe seit der tat-
sächlichen Sperrung des Kreuzungsbereiches zwei Monate gewartet, ehe er das Gericht angerufen habe. 
Diesem Einwand der verspäteten Anrufung des Gerichts hält der Antragsteller entgegen, eine etwaige 
zeitliche Verzögerung habe allein die Antragsgegnerin zu vertreten. Sie selbst sei es gewesen, die das 
Schreiben des Antragstellers vom 08.07.2005 einfach unbeantwortet gelassen habe. Hätte der Antragstel-
ler bereits Ende Juni oder Anfang Juli um gerichtlichen Rechtsschutz nachgesucht, so hätte man ihm den 
Vorwurf gemacht, übereilt gehandelt und sich nicht erst bei der zuständigen Behörde um Abhilfe bemüht 
zu haben. 

II. 

Das Begehren des Antragstellers ist als Antrag auf „Aufhebung der Vollziehung“ gemäß § 80 Abs. 5 S. 3 
VwGO statthaft. Dem steht zunächst nicht entgegen, dass sich der Antragsteller nicht auf diese Rechts-
schutzform festgelegt hat, sondern statt dessen schlichtweg um „vorläufigen Rechtsschutz“ nachgesucht 
hat. Da das Gericht nach § 88 VwGO ohnehin nicht an die Fassung der Anträge, sondern nur an das Be-
gehren gebunden ist, hat es von Amts wegen die Verfahrensart nach dem erkennbaren Inhalt des Begeh-
rens zu bestimmen. Dabei ist auch unerheblich, dass der Antragsteller (rechtsirrig) davon ausgeht, ein zu 
vollziehender Verwaltungsakt i.S.d. § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO (hier die vollständige Einziehung des Kreu-
zungsbereichs) liege überhaupt nicht vor. Hierin liegt noch keine ausdrückliche Festlegung auf einen An-
ordnungsantrag gemäß § 123 VwGO, an den sich der anwaltlich vertretene Antragsteller festhalten lassen 
müsste. Objektiv ist das Begehren des Antragstellers vielmehr auf Aufhebung von Vollzugsmaßnahmen 
eines Verwaltungsaktes gerichtet, sodass der Erlass einer einstweiligen Anordnung nicht in Betracht 
kommt (§ 123 Abs. 5 VwGO).  

Es handelt sich hier um Vollzugsmaßnahmen der Teileinziehungsverfügung. Die Teileinziehung einer öf-
fentlichen Straße, die nur einen Teil des Verkehrs betrifft, ist ebenso wie die Volleinziehung eine Allge-
meinverfügung i.S.d. § 35 S. 2 VwVfG. Des weiteren ist die Einziehung als rechtsgestaltender Verwal-
tungsakt durchaus einer Vollziehung fähig, wie sich bereits aus § 80 Abs. 1 S. 2 VwGO ergibt. Wenn-
gleich Zwangsmaßnahmen i.S.d. Verwaltungsvollstreckungsrechts wegen der unmittelbar mit dem Erlass 
des Verwaltungsakts eintretenden Rechtsgestaltung weder nötig noch möglich sind, so ist der Vollzug ei-
nes rechtsgestaltenden Verwaltungsakts darin zu sehen, dass praktische Folgerungen aus ihm gezogen 
werden. Sperrung und Unbefahrbarmachen einer öffentlichen Straße sind danach typische Vollzugsmaß-
nahmen einer Einziehung.  

Dem Charakter von Vollzugsmaßnahmen steht auch nicht entgegen, dass sich die getroffenen Sperrmaß-
nahmen gerade auf den Kreuzungsbereich mit der Kleiststraße beziehen und insoweit eine Unterbrechung 
dieser Straße bewirken. Denn entgegen der Ansicht des Antragstellers ist auch der Kreuzungsbereich vom 
räumlichen Geltungsbereich der Einziehung erfasst, und zwar auch insoweit, als es gerade um den Fahr-
zeugverkehr in den Fahrtrichtungen der Kleiststraße geht. Für die Einbeziehung des Kreuzungsbereiches 
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in den Geltungsbereich der Teileinziehung spricht schon, dass dieser in den Plänen der Antragsgegnerin 
als einzuziehende Fläche ausgewiesen war. Weiterhin spricht der erkennbare Sinn der Fußgängerzone für 
die Einbeziehung des Kreuzungsbereiches, da anderenfalls der Fußgängerverkehr erheblich gestört wäre. 
Vor allem aber spricht der Umstand, dass erklärtermaßen der Fahrzeugverkehr der August-Bebel-Straße 
auch im Kreuzungsbereich mit der Mittelstraße aufrechterhalten bleiben sollte, dafür, dass die beiden an-
deren Kreuzungsbereiche miteinbezogen werden sollten; andernfalls hätte man auch hier entsprechende 
ausdrückliche Einschränkungen erwarten können. 

Die Einbeziehung des Kreuzungsbereiches in den Geltungsbereich der Einziehung gilt für die Kreuzung 
insgesamt, also auch hinsichtlich des Fahrzeugverkehrs in den Fahrtrichtungen der Kleiststraße. Auch 
dies ergibt sich aus einer Auslegung, wobei zunächst wiederum auf den Sinn und Zweck der Fußgänger-
zone abzustellen war, nämlich einen vom Fahrzeugverkehr möglichst ungestörten Stadt- und insbesonde-
re Einkaufsbummel zu ermöglichen. Dieser Zweck würde nicht nur durch den Fahrzeugverkehr in gleiche 
Richtungen, sondern auch durch den Querverkehr infrage gestellt. Gerade dieser stellt – sogar mehr noch 
als der Verkehr in gleiche Richtungen – eine besondere Gefahrenquelle für die Fußgänger dar, wie auch 
die Unfallstatistik der Antragsgegenerin belegt hat. Außerdem hätte man, hätte der Querverkehr aufrecht-
erhalten werden sollen, erwarten können, dass er – ebenso wie bei der August Bebel Straße geschehen – 
ausdrücklich von den Beschränkungen ausgenommen wird. Gegen eine vollständige Einziehung des 
Kreuzungsbereichs durch eine einheitliche Verfügung lässt sich auch nicht anführen, dies sei rechtlich 
nicht zulässig, weil es insoweit einer separaten Einziehung der Kleiststraße, also doppelten Entwidmung 
bedurft hätte. Zwar kann die (hypothetische) Frage der Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts durchaus 
Einfluss auf die Bestimmung seines Regelungsinhalts haben, da bei mehreren denkbaren Auslegungs-
möglichkeiten im Zweifel diejenige Auslegungsalternative vorzugswürdig ist, die mit dem Gesetz im 
Einklang steht. Im vorliegenden Fall war jedoch eine separate Einziehung beider Verkehrswege nicht er-
forderlich. Eine solche Notwendigkeit ergibt sich insbesondere nicht aus kompetenzrechtlichen Gründen. 
Zwar bedeutet die vollständige, d.h. sämtliche Fahrtrichtungen betreffende Einziehung eines Kreuzungs-
bereichs einer Straße auch die teilweise Einziehung der betroffenen Querstrassse. Dazu war die Antrags-
gegenerin jedoch durchaus befugt, da sie sowohl hinsichtlich der Mittelstraße als auch der Kleiststraße 
Trägerin der Strassenbaulast ist. Durch die (teilweise) Miteinziehung der Kleiststrasse greift sie also nicht 
in den Kompetenzbereich eines anderen Trägers der Straßenbaulast ein. In derartigen Fällen gleicher Ein-
ziehungszuständigkeit bestehen keine Bedenken dagegen, einen Kreuzungsbereich durch einheitliche 
Verfügung einzuziehen. 

Handelt es sich danach um Vollzugsmaßnahmen der Einziehungsverfügung, so verlangt der Antragsteller 
vorliegend deren „Aufhebung“ i.S.v. § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO. Damit ist die Rückgängigmachung der 
Vollzugsmaßnahmen, also die Wiederherstellung des früheren Zustandes gemeint. Gerade dies wird vom 
Antragsteller gefordert, wenn er die Beseitigung der Sperrmaßnahmen verlangt. Nach alledem ist das Be-
gehren als Antrag nach § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO statthaft. 

Die für diesen Antrag erforderlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen sind erfüllt. 

Dem Antragsteller kann zunächst nicht entgegengehalten werden, dass er keinen ausdrücklichen Ausset-
zungsantrag gemäß § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO (Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
seines Widerspruchs gegen die Teileinziehung) gestellt hat. Zwar ist  
– wie sich aus der Systematik des § 80 VwGO und insbesondere des § 80 Abs. 5 VwGO er- 
gibt – der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung nur als Annexantrag, also nur im Zusammenhang mit dem 
Aussetzungsantrag zulässig. Für einen isolierten Antrag auf Aufhebung der Vollziehung würde auch das 
Rechtsschutzbedürfnis fehlen, da der Antragsteller sonst jederzeit mit der Wiederholung gleichartiger Voll-
zugsmaßnahmen rechnen müsste. Eines ausdrücklichen Antrags auf Aussetzung der Vollziehung (§ 80 Abs. 
5 S. 1 VwGO) bedarf es jedoch nicht, da der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung gleichzeitig auch auf 
die Aussetzung abzielt. Nur bei derartiger Auslegung kann der Antragsteller letztlich sein Rechtsschutzziel 
erreichen. Im Übrigen ergibt sich aus der Begründung der Antragsschrift, dass sich der Antragsteller auch 
gegen die Vollziehung selbst wendet. Dort heißt es nämlich (hilfsweise), die Teileinziehungsverfügung ha-
be, wenn sie den Kreuzungsbereich überhaupt erfasse, nicht vollzogen werden dürfen. 

Ist danach der Aussetzungsantrag gemäß § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO als stillschweigend mitgestellt anzuse-
hen, so liegen dessen weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen vor. Die insoweit in analoger Anwendung des 
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§ 42 Abs. 2 VwGO erforderliche Antragsbefugnis steht dem Antragsteller zu. Insbesondere unter Berück-
sichtigung seines durch Art. 14 GG geschützten Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe-
trieb kann er geltend machen, dass im Rahmen der nach § 8 Abs. 1 LStrG gebotenene Abwägung seine 
Belange (möglicherweise) nicht hinreichend berücksichtigt worden sind. Insoweit dienen die gesetzlichen 
Anforderungen, die an die Einziehung gestellt sind, auch dem Schutz der Anlieger. Dies gilt auch für An-
lieger einer von der Einziehung nur mittelbar betroffenen Straße. Die Möglichkeit einer Verletzung dieser 
Rechte wird auch nicht durch die Vorschrift des § 18 LStrG ausgeschlossen. Denn diese Bestimmung 
entbindet nicht von der Verpflichtung, die Einziehung nur in fehlerfreier Weise, also auch unter Beach-
tung der Anliegerbelange, vorzunehmen.  

Auch dem weiteren Erfordernis des Aussetzungsverfahrens, dass nämlich gegen den zu vollziehenden (bzw. 
bereits vollzogenen) Verwaltungsakt ein Rechtsbehelf i.S.v. § 80 Abs. 1 VwGO eingelegt worden ist, dessen 
(an sich gegebene) aufschiebende Wirkung nach Maßgabe des § 80 Abs. 2 VwGO entfällt, ist vorliegend 
Genüge getan. Insoweit kann die Forderung des Antragstellers in seinem Schreiben vom 08.07.2005, den 
„Einziehungsbeschluss“ hinsichtlich des Kreuzungsbereichs wieder rückgängig zu machen, als konkludenter 
Widerspruch gegen die Einziehungsverfügung angesehen werden. Ein Widerspruch verlangt nämlich nicht 
dessen ausdrückliche Bezeichnung als „Widerspruch“. Es muss nur erkennbar sein, dass sich der Betroffene 
durch einen bestimmten Verwaltungsakt beschwert fühlt und eine Nachprüfung begehrt, was hier der Fall 
ist. Diesem Rechtsbehelf kommt – lässt man die Ausnahmefälle des § 80 Abs. 2 VwGO einmal unberück-
sichtigt – auch die grundsätzliche aufschiebende Wirkung des § 80 Abs. 1 VwGO zu. Dies kann insbesonde-
re nicht mit der Begründung infrage gestellt werden, der Antragsteller habe den Widerspruch verspätet ein-
gelegt. Der Widerspruch ist vielmehr innerhalb der Monatsfrist des § 70 Abs. 1 VwGO eingelegt worden. 
Die Einziehungsverfügung ist am 27.05.2005 öffentlich bekannt gemacht worden, was im Einklang mit § 8 
Abs. 3 des Landesstraßengesetzes (LStrG) i.V.m. § 41 Abs. 3 VwVfG steht. Daher gilt sie gemäß § 41 
Abs. 4 S. 3 VwVfG erst zwei Wochen nach der Bekanntmachung, also am 10.06.2005 als bekannt gegeben. 
Der am 09.07.2005 bei der Antragsgegnerin eingegangene Widerspruch wahrt somit die Monatsfrist. Die 
danach an sich gegebene aufschiebende Wirkung des Widerspruchs entfällt hier nach Maßgabe des § 80 
Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO, da die Antragsgegnerin die sofortige Vollziehung der Einziehungsverfügung an-
geordnet hat. 

Entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin scheitert die Zulässigkeit des Antrags auch nicht an mangeln-
der Eilbedürftigkeit und verspäteter Erhebung des Antrags. Im Gegensatz zur einstweiligen Anordnung (§ 
123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 Abs. 1 ZPO) ist nämlich im Aussetzungsverfahren die Geltendmachung 
einer besonderen Eilbedürftigkeit, die durch längeres Zuwarten infrage gestellt werden könnte, nicht er-
forderlich. Die generelle Eilbedürftigkeit folgt bei noch nicht vollzogenen Verwaltungsakten aus dem 
drohenden Vollzug. Aber auch bei der Rückgängigmachung bereits erfolgter Vollzugsmaßnahmen ist ei-
ne Eilentscheidung ebenfalls sachlich gerechtfertigt. Vollzieht nämlich die Behörde einen Verwaltungsakt 
bereits vor dessen Unanfechtbarkeit, also ebenfalls im Eilverfahren, dann muss sie auch die vorzeitige 
Rückgängigmachung dieses Vollzugs gegen sich gelten lassen, wenn ein Gericht zu dem Ergebnis 
kommt, dass dieser Verwaltungsakt aller Voraussicht nach keinen Bestand haben wird. Demzufolge ist 
der Aussetzungsantrag, soweit nicht ausnahmsweise gesetzlich etwas anderes bestimmt ist, auch an keine 
Frist gebunden. Es ist daher unerheblich, ob von einer Verzögerung gesprochen werden kann und wer 
diese zu vertreten hat. 

Der danach zulässige Antrag ist jedoch nicht begründet. Dies folgt daraus, dass der mit dem Aufhebungsan-
trag (§ 80 Abs. 5 S. 3 VwGO) stillschweigend mitgestellte Aussetzungsantrag (§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO) un-
begründet ist. Eine Aufhebung (Rückgängigmachung) der Vollziehung ist nämlich nur möglich, wenn die 
sofortige Vollziehbarkeit des Verwaltungsaktes (§ 80 Abs. 2 VwGO) und damit die Rechtsgrundlage für die 
Vollzugsmaßnahme beseitigt wird. 

Die Unbegründetheit des Aussetzungsantrags ergibt sich daraus, dass das öffentliche Vollzugsinteresse 
das Aussetzungsinteresse des Antragstellers überwiegt. Der vollzogene Verwaltungsakt ist offensichtlich 
rechtmäßig, was nach (bisher) h.M. für die Annahme eines überwiegenden Vollzugsinteresses ausreicht.  

Die Teileinziehung steht im Einklang mit der dafür maßgeblichen Vorschrift des § 8 LStrG. 

Die Zuständigkeit der Antragsgegnerin zur Einziehung ergibt sich aus ihrer Eigenschaft als Straßenbau-
lastträgerin (§ 8 Abs. 1 LStrG). Die Absicht der Einziehung ist mehr als 3 Monate vor der Einziehung öf-
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fentlich bekannt gemacht worden, womit dem Erfordernis des § 8 Abs. 2 LStrG Genüge getan ist. Einem 
etwaigen Anhörungserfordernis (§ 28 Abs. 1 VwVfG) ist durch die öffentlich bekannt gemachte Absicht 
der Einziehung Genüge getan. Schließlich ist die Einziehung auch begründet worden (§ 39 Abs. 1 
VwVfG), wobei es ausreichend war, dass auf die Möglichkeit der Einsichtnahme in eine öffentlich ausge-
legte Begründung hingewiesen wurde (§ 41 Abs. 4 S. 1 und 2 VwVfG). 

In materieller Hinsicht genügt die Teileinziehung den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 S. 2 LStrG. Die Teil-
einziehung ist durch überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls gerechtfertigt. Dies gilt zunächst in-
soweit, als es um die Sperrung des Verkehrs auf der Mittelstraße geht. Denn diese hat sich zur führenden 
Hauptgeschäftsstraße entwickelt. Nach den Darlegungen der Antragsgegnerin besteht ein überwiegendes 
öffentliches Interesse, diese für den Fußgängerverkehr zwecks ungestörten und ungefährdeten Einkaufs-
bummels freizuhalten, zumal die recht enge Straße den Kfz-Verkehr ohnehin nicht mehr verkraften konn-
te und dieser problemlos auf die Goethestraße sowie den Saalburger Damm abgeleitet werden konnte. Die 
Interessen der Anlieger werden nicht negativ berührt, da diese über rückwärtige Zufahrten verfügen. 

Aber auch hinsichtlich der Unterbrechung der Kleiststraße liegen die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 
LStrG vor. Das Interesse der Öffentlichkeit an einer möglichst durchgehenden Fußgängerzone ist höher 
zu bewerten als die Interessen der Anlieger der Querstraßen, möglichst keine Umwege machen zu müs-
sen. Der höchstmögliche Umweg von 450 m liegt durchaus im Bereich des Zumutbaren. In diesem Zu-
sammenhang war es auch durchaus sachgerecht, gerade die mittlere der drei Querstraßen (August-Bebel-
Straße) mit einer Ampelanlage zu versehen, weil dadurch die Umwege in Grenzen gehalten werden konn-
ten. 

Die Einziehung steht schließlich auch im Einklang mit mit dem durch Art. 14 GG geschützten Anlieger-
recht sowie des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb. Denn es ist anerkannt, dass in-
soweit bloße Lagevorteile nicht geschützt werden. Dass der Antragsteller bisher an einer Straße lag, über 
die ein günstigerer Durchgangsverkehr möglich war, war ein bloßer Lagevorteil. Dessen Beseitigung be-
deutet keinen Eingriff in den Gewerbebetrieb des Antragstellers. 

Die Unterbrechung der Kleiststraße bedeutet schließlich auch keinen Verstoß gegen den Gleichheits-
grundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Zwar liegt eine Ungleichbehandlung mit den Anliegern der August Bebel 
Straße vor, die ihre Straße nach wie vor durchgehend befahren können und keine Umwege machen müs-
sen. Diese Ungleichbehandlung ist jedoch sachlich gerechtfertigt, da die August Bebel Straße die mittlere 
der drei Querstraßen ist, die sich zur Eingrenzung der Umwege als Verbindungsstraße geradezu aufdräng-
te. 

Da auch für Ermessensfehler nichts ersichtlich ist, vielmehr die Antragsgegnerin das Für und Wider der 
Einziehung in der betreffenden Ratssitzung sorgfältig gegeneinander abgewogen hat, ist die Teileinzie-
hung offensichtlich rechtmäßig. 

Auch wenn man mit der Gegenmeinung verlangt, dass in den Fällen des § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO 
zusätzlich ein besonderes überwiegendes Interesse am sofortigen Vollzug bestehen muss, so lässt sich 
dieses anhand der dargelegten Unfallzahlen begründen. Danach waren nämlich die Fußgänger bis zur tat-
sächlichen Sperrung der Straße für den Fahrzeugverkehr akuten Gefährdungen ausgesetzt. Der Schutz der 
Fußgänger rechtfertigte es, sofort Abhilfe zu schaffen und nicht die Unanfechtbarkeit der Einziehungsver-
fügung abzuwarten. 

Nach alledem war der Antrag zurückzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

Rechtsmittelbelehrung: Beschwerde (§ 146 Abs. 1) mit dem Hinweis auf das Begründungserfordernis des 
§ 146 Abs. 4 VwGO. 

 gez. Teipel gez. Dr. König gez. Esser 



 
– 16 – ÖR 7 

H i n w e i s e   z u r   m ö g l i c h e n   a b w e i c h e n d e n   L ö s u n g: 

Es erscheint immerhin vertretbar, entgegen den Ausführungen zu A II 2 b., bb. den Kreuzungsbereich 
insgesamt, d.h. auch in Fahrtrichtungen der Kleiststraße, nicht als (mit-) eingezogen anzusehen, etwa mit 
der Begründung, mangels ausdrücklicher Nennung der Kleiststraße in der Einziehungsverfügung fehle es 
an der notwendigen Eindeutigkeit, was dann zulasten der Behörde gehe. Für diesen Fall könnten die 
Sperrmaßnahmen nicht als Vollziehung der Einziehungsverfügung angesehen werden. Es wäre dann wie 
folgt weiterzuprüfen: 

Zunächst wird zu erörtern sein, ob hinsichtlich des Kreuzungsbereichs ein sog. Fall der faktischen Voll-
ziehung der Teileinziehung vorliegt, für den nach h.M. § 80 Abs. 5 VwGO mit der Maßgabe analog he-
ranzuziehen ist, dass das Gericht das Bestehen der aufschiebenden Wirkung eines eingelegten Rechtsbe-
helfes feststellt und weiterhin auch die Aufhebung bereits erfolgter Vollzugsmaßnahmen anordnet 
(Kopp/Schenke § 80 Rdnr. 181). Für eine faktische Vollziehung könnte sprechen, dass die Behörde durch 
die Sperrmaßnahme erkennbar die Teileinziehung vollziehen wollte, indem sie davon ausging, diese er-
fasse auch den Kreuzungsbereich. Jedoch spricht man von faktischer Vollziehung nur, wenn sich die Be-
hörde über die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs hinwegsetzt und den Verwaltungsakt (faktisch) 
vollzieht. Erforderlich ist also stets, dass überhaupt ein Verwaltungsakt vorliegt, der mit Widerspruch 
und Anfechtungsklage angreifbar wäre, wenngleich er wegen der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbe-
helfs rechtlich nicht hätte vollzogen werden dürfen. Davon zu unterscheiden ist der Fall, dass überhaupt 
kein Verwaltungsakt vorliegt, der den Gegenstand der Vollziehung bilden könnte. Letzteres wäre aber der 
Fall, wenn man argumentiert, der Kreuzungsbereich werde vom räumlichen Geltungsbereich der Teilein-
ziehung überhaupt nicht erfasst. Eine solche „Vollziehung“ eines vermeintlichen, in Wirklichkeit aber 
gar nicht vorhandenen Verwaltungsakts ist kein Fall des § 80 Abs. 5 VwGO. 

Damit wäre dann aber der Weg für eine einstweilige Anordnung (§ 123 VwGO) noch nicht frei. Die 
Sperrmaßnahmen könnten sich auch noch als die Vollziehung eines anderen Verwaltungsaktes als der der 
Teileinziehung darstellen. Insoweit ist die Behörde der Meinung, durch das Aufstellen der Schilder 
„Fußgänger“ (Zeichen 239 zu § 41 StVO) sei ein selbstständiger Rechtsgrund für die Sperrmaßnahmen 
geschaffen worden. Als Vorschriftszeichen (vgl. § 41 Abs. 2 Nr. 5 StVO) haben diese Schilder – anders 
als die Schilder „Sackgasse“ als bloßes Hinweiszeichen – nach fast einhelliger Meinung den Charakter 
benutzungsregelnder Allgemeinverfügungen i.S.d. § 35 S. 2, 3. Fall VwVfG (Stelkens/Bonk/Sachs § 35 
Rdnr. 241 m.w.N.). Sämtliche Sperrmaßnahmen dienen der Verwirklichung und damit der Vollziehung 
dieses Verwaltungsakts. Bordsteinkanten, Blumenkästen und Sitzbank machen ein Befahren mit Fahrzeu-
gen tatsächlich unmöglich. Die Schilder „Sackgasse“ weisen auf dieses Hindernis hin. Auch die Schilder 
„Fußgänger“, obwohl sie als Ge- und Verbotszeichen selbst Verwaltungsakte sind, verkörpern gleichzei-
tig die in ihnen liegende verkehrsbehördliche Anordnung. Unter dem Gesichtspunkt der Vollziehung einer 
straßenverkehrsrechtlichen Anordnung wäre daher der Antrag auf Aufhebung der Vollziehung gemäß § 
80 Abs. 5 S. 3 VwGO statthaft. 

Im Rahmen der Begründetheit ist die Frage zu erörtern, ob die (auf Dauer und nicht nur probeweise an-
gelegte) Einrichtung einer Fußgängerzone überhaupt mit den bloßen Mitteln des Straßenverkehrsrechts 
durchgesetzt werden darf. Nach einhelliger Meinung ist dies nicht der Fall; es bedarf vielmehr – unbe-
schadet der Möglichkeit, Fußgängerbereiche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB durch Bebauungsplan fest-
zusetzen (VGH Mannheim NVwZ 1991, 387, 389) – einer straßenrechtlichen Regelung. (Dies schließt in-
des nicht aus, dass die straßenrechtliche Einziehung zusätzlich durch straßenverkehrsrechtliche Ge- und 
Verbotszeichen kenntlich gemacht wird; s. § 45 Abs. 1 b S. 1 Nr. 3 StVO). Dies lässt sich einmal damit 
begründen, bei der Einrichtung einer Fußgängerzone gehe es nicht in erster Linie um die „Sicherheit und 
Leichtigkeit“ des Verkehrs, sondern um die grundsätzliche Änderung der Funktionsbestimmung einer 
Straße. Derartige Regelungen seien einer straßenrechtlichen Entscheidung vorbehalten, da die Straßen-
verkehrsbehörde den grundsätzlichen Widmungszweck zu respektieren habe (BVerwG NJW 1998, 2840, 
2841; VGH Kassel NVwZ-RR 1993, 389, 390; VGH München DAR 1996, 112, 113; § 45 StVO Rdnr. 28 
b). Zum anderen wird darauf verwiesen, dass des Straßenrecht hinsichtlich Landes- und untergeordneter 
Straßen der Gesetzeskompetenz der Länder unterfalle. Durch eine erweiternde Auslegung zur Durchset-
zung straßenrechtlicher Ziele werde in die Gesetzgebungskompetenz der Länder eingegriffen (BVerwG 
DVBl. 1982, 31). Dementsprechend beschränke sich die Ermächtigung in § 6 Abs. 1 Nr. 15 StVG auf die 
„Kennzeichnung“ von Fußgängerbereichen, womit zum Ausdruck komme, dass deren Schaffung selbst 
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nach anderen Vorschriften erfolgt sein müsse (BVerwG NJW 1998, 2840, 2841). Der Antrag auf Beseiti-
gung der Sperrmaßnahmen wäre danach begründet. 

– – – – – 

 


